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1. Planungsziele und Planungszwecke 
Der Schafhof ist ein ehemaliger landwirtschaftlicher Gutshof der Freiherrn von Fe-
chenbach/Aufseß, der nach der Uraufnahme von 1844 noch aus zwei benachbarten 
Hofstellen bestand (die zweite Hofstelle existiert heute nicht mehr). Gegen Ende des 
19. Jahrhunderts bis 1955 wurde der Schafhof an verschiedene Pächter verpachtet. 
1955 wurde das Hofgut an den letzten Pächter verkauft, der das Anwesen bist 2013 
bewirtschaftete. Danach erwarb der heutige Eigentümer den Schafhof mit angeglie-
derter Gaststätte und Fremdenpension. 
 

 
 
Luftbild von 2017 

 
Der heutige Eigentümer betreibt den Schafhof jedoch nur als Nebenerwerbslandwirt, 
sodass die Hofstelle nicht als privilegierter Standort eingestuft werden kann. 
 
Diese Nichtprivilegierung stellt sich derzeit als Planungshindernis dar, da der nördli-
che Teil im Landschaftsschutzgebiet des bayerischen Spessart liegt und dort somit 
baulichen Maßnahmen nur unter Einschränkungen und mit Zustimmung der Behör-
den zulässig ist. 
 
Der Ausblick auf zukünftige Arbeitsweisen lässt jedoch keine Rückkehr von aus-
schließlich landwirtschaftlichen Nutzungen in die Gebäude erwarten. Deshalb besteht 
zur Sicherung der weiteren Nutzung der Bedarf für die Anfertigung einer planungs-
rechtlichen Grundlage, um weitere Verluste an Bausubstanz eines weitestgehend in-
takten Hofes zu verhindern. 
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Aktuell werden vom Eigentümer im Umkreis des Hofes ca. 8,3 ha landwirtschaftlich 
genutzt, davon ca. 2,3 ha für den Getreide- und Futtermaisanbau. Des Weiteren wer-
den 43 Stück Dammwild, 11 Zuchtschweine, 6 Schafe und 2 Pferde gehalten. 
 
Auf dem Hofgelände befinden sich neben einer Gastwirtschaft, der 10 Fremdenzim-
mer zugeordnet sind, auch Nebengebäude für die Unterbringung von verschiedenen 
landwirtschaftlichen Fahrzeugen und Maschinen. 
 
Neben den oben genannten Nutzungen, besteht auch für einen 120 m² großen Saal 
mit zusätzlichem Sanitärcontainer und eine Außenbewirtung mit 80 Sitzplätzen eine 
Baugenehmigung. Die Nutzung des großen Saals ist jedoch auf 13 Veranstaltungsta-
ge im Jahr beschränkt.  
 
Planung 
Um den Standort zu stabilisieren, ist neben der Errichtung eines Wohnhauses für den 
Grundstückseigentümer auch ein Hofladen zur Vermarktung der selbstangebauten 
biologischen landwirtschaftlichen Produkte vom Schafhof und der angrenzenden Re-
gion vorgesehen. 
 
Die Produktpalette umfasst neben heimischem Obst und Gemüse, auch Säfte und 
Apfelwein, Getreide und Mehl, Eier und selbst gebackenes Brot sowie Fleisch- und 
Wurstwaren vom eigenen Tierbestand. 
 

  
 
Der Schafhof, Blick von der Kreisstraße 
 

  
 
Blick nach Westen auf den unterhalb gelegenen Löschwasserteich und die Damwildwiese 
 

  
 
Blich von Norden in den Innenhof   Blick von Süden auf das tiefer liegende Gelände 
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Da die Erhaltung und Weiterentwicklung des Schafhofs im Interesse des Marktes Es-
chau ist, hat der Gemeinderat Eschau in seiner Sitzung vom 25.11.2019 der Aufstel-
lung des Bebauungsplans sowie der Änderung des Flächennutzungsplans zuge-
stimmt, um das notwendige Planungsrecht herstellen zu können. 

2. Übergeordnete Planungen/Planungsrechtliche Situation 

2.1 Flächennutzungsplan 
Im aktuellen Flächennutzungsplan des Marktes Eschau ist das Plangebiet als Fläche 
für die Landwirtschaft dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ausschnitt aus den Flächennutzungsplan vom 30.10.1995, 
Plan unmaßstäblich 

 
Das Plangebiet liegt mit den nördlichen Teilflächen im Landschaftsschutzgebiet des 
Bayerischen Spessart. 
 
Das Vorhaben entspricht nicht der Darstellung des Flächennutzungsplans. Der Flä-
chennutzungsplan wird im Parallelverfahren geändert. 

2.2 Landschaftsschutzgebiet des Bayerischen Spessart 
Nach dem rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan (30.10.1995) liegen Teilflächen 
des Sondergebiets im Landschaftsschutzgebiet des Bayerischen Spessart. 
 
Da die geplante Nutzung der Landschaftsschutzgebietsverordnung widerspricht, wur-
de beim Landratsamt Miltenberg mit Schreiben vom 20.02.2020 ein Antrag auf natur-
schutzrechtliche Erlaubnis gestellt. 
 
Mit Email vom 01.04.2020 hat das Landratsamt Miltenberg die Erteilung einer natur-
schutzrechtlichen Befreiung von den Verboten der Landschaftsschutzgebietsverord-
nung für die geplanten Umbaumaßnahmen in Aussicht gestellt. 

3. Weitere Fachplanungen und Gutachten 

3.1 Artenschutzrechtliche Potentialabschätzung mit Kompensationsmaßnahme 
Von den Landschaftsarchitekten Trölenberg + Vogt wurde mit Datum vom 16.04.2020 
eine Artenschutzrechtliche Potentialabschätzung erarbeitet. Aus diesem Bericht geht 
zusammengefasst folgendes hervor (Originaltext kursiv): 
 

3.1.1 Wirkungen des Vorhabens 
Nachfolgend werden die Wirkfaktoren ausgeführt, die in der Regel Beeinträchtigun-
gen und Störungen der streng und europarechtlich geschützten Tier- und Pflanzenar-
ten bewirken können. 
 
Baubedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
 

 Flächeninanspruchnahme 
Baubedingt ist in erster Linie der Abbruch bzw. Umbau von Gebäuden arten-
schutzrechtlich relevant. Dadurch könnte es zur Zerstörung von Fledermaus-
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quartieren kommen. Für Baustelleneinrichtungsflächen sind befestigte Flä-
chen in ausreichendem Umfang vorhanden, so dass davon auszugehen ist, 
dass es dadurch zu keiner Beeinträchtigung kommt. 
 

 Barrierewirkungen/Zerschneidung/Kollisionsrisiko 
Solche Wirkungen und Risiken sind durch den räumlich und zeitlich begrenz-
ten Eingriff nicht erkennbar. 
 

 Lärm- und stoffliche Immissionen, Erschütterungen, Optische Störungen 
Während der Bauzeit wird es zu einer zeitlich begrenzten Erhöhung von Lärm- 
und stofflichen Immissionen, Erschütterungen und optischen Störungen kom-
men. Damit könnten Fledermäuse und Vogel aus den Jagdrevieren sowie aus 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Plangebiet vertrieben werden. 
 

Anlage- und betriebsbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
 

 Flächeninanspruchnahme 
Die Flächennutzungen bleiben im Wesentlichen bestehen. Wenn überhaupt 
werden nur sehr kleinflächig Flächen neu versiegelt oder befestigt. Anlagebe-
dingt ist die Flächeninanspruchnahme somit vernachlässigbar. Betriebsbe-
dingt findet keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme statt. Allerdings wer-
den Gebäude abgerissen bzw. umgebaut, was zu Beeinträchtigungen poten-
ziell vorkommender Fledermaus- und Vogelarten führen kann. 
 

 Barrierewirkungen/Zerschneidung 
Eine Barrierewirkung ist durch das Vorhaben nicht gegeben. 
 

 Lärm- und stoffliche lmmissionen, Erschütterungen, Optische Störungen 
Aufgrund der Wiedereröffnung der Gastwirtschaft und des geplanten Hofla-
dens ist mit verstärktem Besucherverkehr zu rechnen. Unter Berücksichtigung 
der Vorbelastungen durch die angrenzende Straße sowie die bestehende 
Hofnutzung, dürften die Störungen jedoch ohne wesentliche Auswirkungen auf 
die Arten bleiben. Relevante stoffliche Immissionen oder Erschütterungen sind 
nicht zu erwarten. Insgesamt dürften die Störungen also gering ausfallen. 
 

 Tötung, Kollisionsgefahr 
Das Kollisionsrisiko von Arten mit Fahrzeugen könnte sich aufgrund des Be-
sucherverkehrs erhöhen. Da der geschotterte Parkplatz und die Zufahrt je-
doch keine Lebensraumqualitäten aufweisen, ist ein diesbezügliches Risiko 
gering. 
 

3.1.2 Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen 
Funktionalität 
 
Maßnahmen zur Vermeidung, schonende Bauausführung 
Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung werden durchgeführt, um Gefährdungen 
von Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Vogelarten 
zu vermeiden oder zu mindern. Die Ermittlung der Verbotstatbestände gem. § 44 
Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG erfolgt unter Berücksichtigung folgender Vorkehrun-
gen: 
 

 Erhaltung bestehender Gehölze 
Die vorhandenen Gehölze sind soweit möglich zugunsten von Gehölzbrütern 
sowie von Fledermäusen zu erhalten. Lagerflächen oder Baustelleneinrich-
tungsflächen sind nicht im Wurzelbereich vorzusehen. 
 

 Baumfällung und Gehölzrodung im Winterhalbjahr 
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Um eine Tötung von Gehölzbrütern auszuschließen, sind Baumfällungen und 
Gehölzrodungen nur im Winterhalbjahr (Anfang Oktober bis Ende Februar) 
durchzuführen. 
 

 Minimierung der Beleuchtung 
Die nächtliche Beleuchtung ist auf das Notwendigste zu reduzieren. Um die 
Anlockwirkung auf Insekten so weit wie möglich einzuschränken, sind abge-
schirmte, insektenfreundliche Beleuchtungsanlagen ohne UV-Anteil (Natrium-
hochdruckdampflampen oder Leuchtdioden) zu verwenden. 
 

 Abbruch und Umbau von Gebäuden 
Beim Abbruch und Umbau von Gebäuden ist auf eine möglichst verträgliche 
Vorgehensweise zu achten. Damit die dort potenziell lebenden Tiere nicht bei 
der Fortpflanzung und/oder der Zeit der Winterruhe gestört bzw. ver-
letzt/getötet werden, ist dieses wenn möglich in der Zeit vom 15. September 
bis 31. Oktober vor Beginn der Frostperiode durchzuführen. Zudem sind die 
Gebäude unmittelbar vor den Abbrucharbeiten durch einen Fachgutachter zu 
kontrollieren. Im Falle gesetzlich geschützter Lebensstätten erfolgt die weitere 
Vorgehensweise nach Vorgabe des Fachgutachters. 
 

 Eingriffe in potenzielle Winterquartiere für Zauneidechsen 
Eingriffe in Bereiche, die potenziell als Winterquartiere für Zauneidechsen ge-
eignet sind, sind nur außerhalb deren Überwinterungszeit, also witterungsab-
hängig ca. von Ende März bis Ende August durchzuführen. Dies trifft auf die 
Steinblöcke zur Hangbefestigung zu, in deren Ritzen Zauneidechsen überwin-
tern könnten. 
 

Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 
(vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG) 
Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-
Maßnahmen) haben zum Ziel, die betroffenen Lebensräume der Arten in einen Zu-
stand zu versetzen, welcher es den Populationen ermöglicht, einen geplanten Eingriff 
schadlos zu verkraften. Dies setzt ihre rechtzeitige Umsetzung und Wirksamkeit vo-
raus. 
 
Folgende Maßnahmen werden durchgeführt. Die Ermittlung der Verbotstatbestände 
erfolgt unter Berücksichtigung dieser Vorkehrungen. 
 

 Aufhängen von Fledermauskästen 
Da im Zuge der Baumaßnahme Gebäude und Unterstellhallen mit potenziellen 
Quartieren für Fledermäuse umgebaut bzw. abgebrochen werden, sind als 
Ausgleich vor dem Eingriff 4 Fledermauskästen an den verbleibenden Gebäu-
den anzubringen (Hinweis: Aufhänghöhe mind. 3 m; freier Anflug; Ausrichtung 
Richtung Süden, Osten oder Westen). 
 

3.1.3 Bestand sowie Darlegung der Betroffenheit der Arten 
 
Bestand und Betroffenheit der Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
 

 Pflanzenarten nach Anhang IV b) der FFH-Richtlinie 
Vorkommen von Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL im Gebiet sind 
nicht bekannt und auch nicht zu erwarten. 
 

 Tierarten nach Anhang IV a) der FFH-Richtlinie 
Bezüglich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL ergeben sich aus § 44 
Abs.1 Nrn. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG für nach § 15 Absatz 1 BNatSchG 
unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur und Landschaft, 
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die nach § 17 Absatz 1 oder Absatz 3 BNatSchG zugelassen oder von einer 
Behörde durchgeführt werden, folgende Verbote: 
 
Schädigungsverbot von Lebensstätten: 
Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion 
der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird (§ 44 Abs. 5 Satz 
2 Nr. 3 BNatSchG). 
 
Störungsverbot: 
Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mau-
ser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten. 
Ein Verbot liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population der betroffenen Arten verschlechtert (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG). 
 
Tötungs- und Verletzungsverbot: 
Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren sowie Beschädigung, Entnahme 
oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen bei Errichtung oder durch die Anla-
ge des Vorhabens sowie durch die Gefahr von Kollisionen im Straßenverkehr. 
 
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, 
- wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das 

T6tungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht 
signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebote-
nen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden 
kann (§ 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG); 

 
- wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderli-

chen Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung 
oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstö-
rung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- o-
der Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt 
werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind (§ 44 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 2 BNatSchG). 

 
 Säugetiere 

In der Online-Datenbank des LfU sind für den Landkreis Miltenberg 13 Fle-
dermausarten gelistet. Dabei sind sowohl Gebäudebewohner als auch Baum-
fledermäuse benannt. 
 
Gemäß Bebauungsplan sind alle bestehenden Bäume bis auf einen im Zent-
rum zur Erhaltung festgesetzt. Sofern dieser beseitigt wird, ist die Fällung im 
Winterhalbjahr vorgesehen. Potenzielle Winterquartiere von Fledermäusen in 
Form von Spalten, Rissen oder Höhlen sind nicht vorhanden, so dass eine Be-
troffenheit von Fledermausarten durch eine Fällung ausgeschlossen werden 
kann. 
Darüber hinaus ist der Abriss bzw. Umbau von Gebäuden und Unterstellhallen 
vorgesehen. Das Vorhandensein von Quartieren und damit eine Betroffenheit 
von Fledermausarten kann nicht ausgeschlossen werden. Daher sind die Ge-
bäude und Hallen vor dem Eingriff durch eine fachlich geeignete Person auf 
gesetzlich geschützte Lebensstätten hin zu untersuchen. Sollten solche fest-
gestellt werden, erfolgt die weitere Vorgehensweise nach Vorgabe des Fach-
gutachters. Der günstigste Zeitpunkt für Abbrucharbeiten ist in der Zeit vom 
15. September bis 31. Oktober vor Beginn der Frostperiode durchzuführen. 
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Als Ausgleich für die potenziell verloren gehenden Fledermausquartiere ist vor 
dem Eingriff das Aufhängen von 4 Fledermauskästen an den verbleibenden 
Gebäuden vorgesehen. 
 
Die potenzielle Eignung des Gebietes als Jagdhabitat wird durch das Vorha-
ben nicht beeinträchtigt. 
Die bauzeitlichen oder betrieblichen Störwirkungen ([arm, optische Aktivitäten) 
sind lokal begrenzt und geringfügig. Damit wird auch der Verbotstatbestand 
der erheblichen Störung nicht erfüllt. 
 
Weitere Säugetierarten nach Anhang Iva) FFH-Richtlinie sind von dem Vorha-
ben nicht betroffen. 
 

 Kriechtiere 
Für den Landkreis Miltenberg ist das Vorkommen von Schlingnatter, Zaun-
eidechse und Sumpfschildkröte benannt. Letztere kann aufgrund fehlender 
Stillgewässer im Geltungsbereich ausgeschlossen werden. Zauneidechse und 
Schlingnatter können prinzipiell auf den angrenzenden Wiesenflächen und 
somit auch im Randbereich des Geltungsbereiches vorkommen. Im Bereich 
des geplanten Sondergebietes sind die vorhandenen Strukturen überwiegend 
nicht als Lebensraum für Reptilien geeignet (v.a. befestigte und versiegelte 
Flächen, Rasenflächen, Gebäude). Diese sind daher wenn überhaupt über-
wiegend nur als Durchzügler zu erwarten. Nicht ganz ausgeschlossen werden 
kann jedoch, dass Zauneidechsen in den Ritzen der Steinblöcke, die der 
Hangbefestigung dienen, überwintern. Sofern daran Eingriffe stattfinden, sind 
diese daher auf den Zeitraum außerhalb der Überwinterung von Zauneidech-
sen zu beschränken. 
 
Eine Betroffenheit durch das Vorhaben kann unter Berücksichtigung benann-
ter Maßnahme ausgeschlossen werden. 
 

 Sonstige Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
Sonstige Vorkommen von Tierarten nach Anhang IV b) FFH-RL im Gebiet 
sind von den Verboten nicht betroffen bzw. nicht bekannt und auch nicht zu 
erwarten. 
 

Bestand und Betroffenheit der Europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogel-
schutzRichtlinie 
Bezüglich der Europäischen Vogelarten nach Art. 1 VRL ergeben sich aus § 44 Abs.1 
Nrn. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG für nach § 15 Absatz 1 BNatSchG unvermeidba-
re Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur und Landschaft, die nach § 17 Absatz 
1 oder Absatz 3 BNatSchG zugelassen oder von einer Behörde durchgeführt werden, 
folgende Verbote: 
 

 Schädigungsverbot von Lebensstätten: 
Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion 
der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird (§ 44 Abs. 5 Satz 
2 Nr. 3 BNatSchG). 
 

 Störungsverbot: 
Erhebliches Stören von europäischen Vogelarten während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten. 
Ein Verbot liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population der betroffenen Arten verschlechtert (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG). 
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 Tötungs- und Verletzungsverbot (siehe Nr. 2.3 der Formblätter): 

Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren sowie Beschädigung, Entnahme 
oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen bei Errichtung oder durch die Anla-
ge des Vorhabens sowie durch die Gefahr von Kollisionen im Straßenverkehr. 
 
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, 
- wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tö-

tungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht 
signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebote-
nen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden 
kann (§ 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG); 
 

- wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderli-
chen Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verlet-
zung oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder 
Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, be-
einträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind ( 44 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 BNatSchG). 

 
Gemäß der gesetzlichen Bestimmungen sind alle wild lebenden Vogelarten zu be-
rücksichtigen (§ 44 BNatSchG). 
 
In der Online-Datenbank sind für den Landkreis Miltenberg 69 Arten benannt. Dar-
über hinaus lässt die Lebensraumausstattung noch einige weitere, weit verbreitete 
und ungefährdete Arten erwarten. 
 
Die vorhandenen Gehölze stellen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie 
Nahrungshabitat von verschiedenen Vogelarten dar. Fast alle Gehölze sollen jedoch 
erhalten werden. Sofern die Beseitigung von Bäumen oder Sträuchern vorgesehen 
ist, ist dies im Winterhalbjahr durchzuführen. Dadurch kann eine Schädigung von 
Fortpflanzungsstätten vermieden werden. 
 
Die Gebäude und Unterstellhallen stellen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten für Gebäudebrüter dar. Aufgrund der vorhandenen Lebensraumstrukturen ist je-
doch wenn überhaupt nur mit weit verbreiteten Arten zu rechnen, die in der Umge-
bung ausreichend Ausweichquartiere finden. Der Verlust potenzieller Brutplätze durch 
die Abbruch- und Umbauarbeiten dürfte somit keine Auswirkungen auf möglicher-
weise betroffene Arten haben. Vor Beginn der Bauarbeiten ist jedoch durch eine fach-
liche geeignete Person sicherzustellen, dass sich zum Zeitpunkt des Abbruchs keine 
gesetzlich geschützten Lebensstätten an den betroffenen Gebäuden befinden. Sofern 
Gebäudebrüter festgestellt werden, muss der Baubeginn ggf. verschoben werden und 
ein Ausgleich in Form von Nistkästen zeitnah erfolgen. Die Vorgehensweise sowie 
den Umfang ggf. erforderlicher Ausgleichsmaßnahmen legt in diesem Fall die be-
nannte fachlich geeignete Person fest. 
 
Die bauzeitlichen oder betrieblichen Störwirkungen (Lärm, optische Aktivitäten) sind 
lokal begrenzt und geringfügig. Zudem können gestörte Arten in die Umgebung, die 
ähnliche Strukturen aufweist, ausweichen. Damit wird auch der Verbotstatbestand der 
erheblichen Störung für keine Art erfüllt. 
 

3.1.4 Fazit 
Für keine Art des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie für keine europäische Vogel-
art gem. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie werden unter Berücksichtigung der benann-
ten Vermeidungsmaßnahmen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 
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BNatSchG erfüllt. Eine ausnahmsweise Zulassung des Vorhabens nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG ist dementsprechend nicht erforderlich. 
 
Die vollständige artenschutzrechtliche Potentialabschätzung  liegt diesem Bebau-
ungsplan als Anlage bei. 

3.2 Umweltbericht 
Von den Landschaftsarchitekten Trölenberg + Vogt wurde mit Datum vom 16.04.2020 
ein Umweltbericht erarbeitet. Aus diesem Bericht geht zusammengefasst folgendes 
hervor (Originaltext kursiv): 
 

3.2.1 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes 
 

 Pflanzen und Tiere 
Das Schutzgut ist aufgrund der bestehenden Nutzungen im Geltungsbereich 
von überwiegend geringer Wertigkeit. Es handelt sich in erster Linie um Ge-
bäude, darunter auch Stallungen und Unterstellhallen sowie um gepflasterte 
und geschotterte Hof-, Zufahrts- und Stellplatzflächen. Eine ca. 1.300 m² gro-
ße Fläche im Nordwesten wird als Freilauf für Schweine genutzt. Diese ist ve-
getationsfrei und hat daher eine geringe Wertigkeit für das Schutzgut. Zudem 
sind innerhalb des Geltungsbereiches eine größere sowie mehrere kleinere 
Rasenflächen vorhanden, teilweise mit Einzelbäumen und Sträuchern. Die 
Bäume haben eine mittlere Wertigkeit, die Rasenflächen eine geringe Wertig-
keit. Ebenso haben die Sträucher überwiegend geringe Wertigkeit, da es sich 
zum Großteil um Neupflanzungen handelt. Die Grünfläche südlich des Son-
dergebietes im Übergang zur freien Landschaft ist von zumindest mittlerer 
Bedeutung, da es sich um eine extensiver genutzte Wiese handelt. 
 
Vorkommen geschützter, gefährdeter oder bedeutsamer Tierarten werden für 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans durch die Untersuchungen der ar-
tenschutzrechtlichen Potenzialabschätzung als potenziell möglich erachtet. 
Demnach könnten Gebäude und Gehölze von Fledermäusen und Vogelarten 
als Fortpflanzungs- und Ruhestätte genutzt werden. 
 

 Fläche 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden. Die Inanspruchnahme von hochwertigen land- oder 
forstwirtschaftlich genutzten Baden ist zu vermeiden. Bodenversieglungen sol-
len auf ein unbedingt notwendiges Mail begrenzt werden. Ein Flächenver-
brauch findet durch das Vorhaben nicht statt, da keine Neuversiegelungen 
oder sonstigen wesentlichen Nutzungsänderungen vorgesehen sind. 
 

 Boden 
Im Geltungsbereich standen ursprünglich Braunerden aus Schluff bis Lehm 
guter Ertragsfähigkeit an. Im Bereich des geplanten Sondergebietes sind die-
se jedoch durch die bestehende Nutzung fast komplett beansprucht. Das 
Schutzgut Boden hat daher geringe bis keine Bedeutung. 
 

 Wasser 
Durch die bestehenden Versiegelungen und Bodenveränderungen ist auch 
das Schutzgut Wasser vorbelastet. Das anfallende Niederschlagswasser wird 
aktuell im Plangebiet versickert bzw. in den Löschwasserteich eingeleitet. 
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Der westlich angrenzende Künzbach befindet sich außerhalb des Geltungsbe-
reiches. Oberflächengewässer sind somit nicht betroffen. Ebenso gibt es keine 
ausgewiesenen Überschwemmungs- oder Trinkwasserschutzgebiete. 
 

 Klima/Luft 
In einem warmen, mäßig trockenen Klima herrschen westliche Windrichtun-
gen vor, wobei der Nord-Süd gerichtete Talzug lokale Abweichungen bewirken 
dürfte. Der mittlere Jahresniederschlag beträgt 750 bis 850 mm. 
 
Daten zur Lufthygiene liegen nicht vor. 
 
Das lokale Klima wird durch das Geländerelief sowie die Vegetation bzw. 
durch Geländeüberformungen wie z.B. Versiegelungen bestimmt. Da das Ge-
biet stark anthropogen überprägt ist, ist seine Bedeutung für das Schutzgut 
gering. 
 

 Landschaft 
Landschaftlich ist das Gebiet insbesondere durch ein wechselndes Gelän-
derelief sowie durch den Talgrund des Künzbachs geprägt. Aufgrund der ab-
wechslungsreichen Landschaft ist die Umgebung durchaus für die Erholungs-
nutzung geeignet, wenn auch am Schafhof selbst keine ausgewiesenen Wan-
der- oder Radwege verlaufen. Der Schafhof selbst hat momentan keine Be-
deutung für die Erholungsnutzung, da die Gaststätte aktuell geschlossen ist. 
 

 Biologische Vielfalt 
Aufgrund der anthropogenen Überprägung des Baugebietes ist von einer ge-
ringen biologischen Vielfalt auszugehen. 
 

 Menschliche Gesundheit, Bevölkerung 
Lärmimmissionen gehen von der angrenzenden Straße aus, wenn auch die 
Verkehrsbelastung mit 738 Kfz/24h (Jahr 2015) gering ist. Immissionsschutz-
rechtlich kann der Schafhof am ehesten als Mischgebiet eingestuft werden. 
Die schalltechnischen Orientierungswerte für Mischgebiete liegen tagsüber bei 
60 dB (A) und nachts bei 50 dB (A). Gemäß der Angaben in der Begründung 
zum Bebauungsplan ergeben sich in einer Entfernung von 10,0 m zur Stra-
ßenachse Immissionspegel von tags ca. 58,0 dB (A) und nachts ca. 49,5 dB 
(A). Das Wirtshaus befindet sich jedoch in einer Entfernung von 3,50 m zur 
Straßenmitte. Dort beträgt der Immissionspegel tags ca. 63,0 dB (A) und 
nachts ca. 54,5 dB (A). Die schalltechnischen Orientierungswerte werden also 
im Bereich des Wirtshauses direkt an der Straße überschritten, ab einer Ent-
fernung von 10,0 m zur Straßenachse werden sie jedoch eingehalten. 
 

 Kultur- und Sachgüter 
Im Planungsgebiet sind keine Bau- und Kulturdenkmale oder archäologischen 
Denkmale bekannt. 
 

Entwicklung des Umweltzustandes be Nichtdurchführung der Bebauungs-
planänderung (Prognose) 
Die Nichtdurchführung der Bebauungsplanaufstellung hätte zur Folge, dass die be-
stehenden Nutzungen wahrscheinlich beibehalten werden würden. Die Umnutzung 
eines Gebäudeteils als Wohnhaus wäre jedoch nicht möglich, da es sich nicht um ei-
ne privilegierte Nutzung handelt. 
 
Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 

 Pflanzen und Tiere 
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Für das Schutzgut Pflanzen ergeben sich keine wesentlichen Änderungen durch die 
Aufstellung des Bebauungsplanes. Beim Schutzgut Tiere könnten gemäß der arten-
schutzrechtlichen Abschätzung Fledermäuse durch den Neubau von Gebäuden und 
dem damit verbundenen Abriss von Unterstellhallen und Nebengebäuden betroffen 
sein. Zudem ist einer der bestehenden Bäume nicht zur Erhaltung festgesetzt. Sofern 
dieser gefällt wird, könnten gehölzbrütende Vogelarten betroffen sein. Durch die Fäl-
lung des Baumes nur im Winterhalbjahr, die Vorabkontrolle der Gebäude sowie das 
Aufhängen von Fledermauskästen können mögliche Beeinträchtigungen jedoch ver-
mieden bzw. ausgeglichen werden. 
 
Wechselwirkungen bestehen wenn überhaupt zum Schutzgut Boden, sofern neue 
Flächen versiegelt oder befestigt werden und dafür Vegetation beseitigt werden 
muss. Der Bebauungsplan lässt dies jedoch nur in sehr geringem Umfang zu. 
 

 Fläche 
Der Bebauungsplan hat keine relevanten Auswirkungen auf die Fläche, da 
keine wesentlichen Nutzungsänderungen vorgesehen sind und somit auch 
kein relevanter Flächenverbrauch stattfindet. Insofern existieren auch keine 
Wechselwirkungen zu anderen Schutzgütern. 
 

 Boden 
Auch für das Schutzgut Boden hat der Bebauungsplan keine relevanten Aus-
wirkungen, da die Flachen bereits überwiegend versiegelt und befestigt sind. 
Sofern kleinflächig vorhandene Grünflächen befestigt oder überbaut werden, 
ergeben sich Wechselwirkungen zu den Schutzgütern Wasser sowie Pflanzen 
und Tiere. 
 

 Wasser 
Das Niederschlagswasser soll wie bisher im Plangebiet versickert bzw. in den 
Löschwasserteich eingeleitet werden. Die Menge des anfallenden Nieder-
schlagswassers wird sich nicht ändern, da die Flächen derzeit bereits weitest-
gehend versiegelt sind. Das auf den neuen Dachflächen (derzeit überwiegend 
Unterstellhallen) anfallende Niederschlagswasser soll in den Löschteich ein-
geleitet werden. Eine wesentliche Beeinträchtigung des Schutzgutes findet 
gegenüber den bisherigen Nutzungen nicht statt. Wechselwirkungen bestehen 
zum Schutzgut Boden. 
 

 Klima/Luft 
Das Schutzgut ist nicht betroffen. 
 

 Landschaft 
Der Charakter des Gebietes wird durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
nicht wesentlich beeinflusst. Wechselwirkungen zu anderen Schutzgütern sind 
daher vernachlässigbar. 
 

 Biologische Vielfalt 
Die biologische Vielfalt des Gebietes wird sich aufgrund der geplanten Ände-
rungen bereits bebauter Flächen nicht wesentlich ändern. Wechselwirkungen 
des Schutzgutes bestehen prinzipiell zum Schutzgut Pflanzen und Tiere und 
da die standörtlichen Gegebenheiten für die Artenvielfalt von Bedeutung sind, 
indirekt auch zum Boden und Wasser. Da das Schutzgut nicht betroffen ist, 
sind jedoch auch die Wechselwirkungen vernachlässig bar. 
 

 Natura 2000 
Im Plangebiet selbst sind keine Natura 2000-Gebiete vorhanden. Das nächste 
FFH-Gebiet befindet sich in einem Abstand von ca. 2,7 km, das nächste Vo-
gelschutzgebiet in einem Abstand von ca. 7,5 km. Aufgrund des großen Ab-
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standes und der geringen Eingriffsschwere des Vorhabens kann eine Beein-
trächtigung dieser Gebiete ausgeschlossen werden. Wechselwirkungen mit 
anderen Schutzgütern sind im Plangebiet daher nicht vorhanden. 
 

 Menschliche Gesundheit, Bevölkerung 
Wie beschrieben werden die schalltechnischen Orientierungswerte im Bereich 
des Wirtshauses unmittelbar am Straßenrand überschritten. Sofern an diesem 
Gebäude keine Nutzungsänderungen vorgesehen sind, genießt es jedoch Be-
standsschutz. Ist jedoch die Errichtung oder Änderung von Gebäuden vorge-
sehen, erfolgt der Schallschutznachweis objektbezogen gemäß DIN 4109. Der 
Bebauungsplan sieht entsprechend für Schlaf- und Kinderzimmer passive 
Schallschutzmaßnahmen vor. Eine Betroffenheit des Schutzgutes kann durch 
Festsetzung dieser Maßnahme eingehalten werden. 
 
Auch weitere Beeinträchtigungen des Schutzgutes sind aufgrund der geringen 
Nutzungsänderungen nicht zu erwarten. Im Gegenteil können die Planungen, 
die auf Grundlage des Bebauungsplanes umgesetzt werden sollen, sogar eine 
positive Auswirkung auf die Erholungsnutzung haben. Wechselwirkungen be-
stehen daher zum Schutzgut Landschaft. 
 

 Kultur- und Sachgüter 
Das Schutzgut ist nicht betroffen. 
 

 Vermeidung von Emissionen und der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 
Mit umweltschädigenden Emissionen oder Abfällen ist aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes nicht zu rechnen. Das Niederschlagswasser wird 
im Plangebiet versickert bzw. in den Löschwasserspeicher eingeleitet. Die 
Entsorgung des Schmutzwassers erfolgt durch Einleitung in den Hauptsamm-
ler in der Eichelsbacher Straße (MIL 26). 
 

 Nutzung erneuerbarer Energien, sparsame Nutzung von Energien 
Zu diesen Belangen trifft der Bebauungsplan keine gesonderten Regelungen. 
 

 Darstellungen von Landschaftsplanen sowie von sonstigen Planen 
Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 

 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 
Durch die Wiedereröffnung der Gastwirtschaft und den geplanten Hofladen ist 
damit zu rechnen, dass sich der Besucherverkehr und damit lokal auch die 
Schadstoffemissionen durch Pkws erhöhen werden. Die Auswirkungen auf 
den Zustand der Luftqualität sind jedoch marginal. 
 

 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
Die möglichen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des 
Umweltschutzes wurden, soweit vorhanden, bereits bei den einzelnen 
Schutzgütern benannt. Diese sind aufgrund der geringen Eingriffsschwere 
überwiegend vernachlässigbar und bedürfen insofern keiner genaueren Be-
trachtung. 
 
Nach Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe ee BauGB sind außerdem die Risiken für die 
menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen zu bewerten. Solche Risiken sind durch die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes nicht gegeben. 
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Weiterhin sind gemäß BauGB (Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe ff) die möglichen er-
heblichen Auswirkungen infolge „der Kumulierung mit den Auswirkungen von 
Vorhaben benachbarter Plangebiete ... zu berücksichtigen. Eine solche Wir-
kung ist im Planungsraum nicht zu erwarten. 
 

Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zur Kompensation 
 

 Vermeidung 
 
Schutzgut Fläche: 
• Standortwahl einer durch Bebauung und Versiegelung vorbelasteten Flä-

che 
• keine wesentliche Nutzungsänderung 
• Begrenzung der zulässigen Bebauung 
 
Schutzgut Boden: 
• Standortwahl einer durch Bebauung und Versiegelung vorbelasteten Flä-

che 
• Begrenzung der zulässigen Bebauung 
 
Schutzgut Wasser: 
• Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers 
• Vermeidung der Einleitung von belastetem Wasser in Oberflächengewäs-

ser 
 
Schutzgut Klima/Luft: 
 - 
 
Schutzgut Pflanzen und Tiere: 
• Standortwahl einer durch Bebauung und Versiegelung vorbelasteten Flä-

che 
• Erhaltung von Gehölzen als Quartier und Brutgehölz (u.a. artenschutz-

rechtlich begründet) 
• Baumfällungen, Gehölzrodungen nur von Anfang Oktober bis Ende Feb-

ruar 
• Gebäudeabbruch möglichst in der Zeit vom 15. September bis 31. Okto-

ber und erst nach vorheriger Kontrolle 
• Eingriffe in potenzielle Winterquartiere für Zauneidechsen nur außerhalb 

deren Überwinterungszeit 
• Minimierung der Beleuchtung 
 
Schutzgut Mensch: 
• Passive Schallschutzmaßnahmen bei der Errichtung und der Änderung 

von Gebäuden mit einem geringeren Abstand als 6,5 m zur Straßenbe-
grenzungslinie 

 
Schutzgut Landschaftsbild/Erholung: 
• Erhaltung von Gehölzen 
• Gärtnerische Gestaltung nicht überbauter Grundstücksflächen 
 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter: 
 - 
 

 Kompensation 
Im Wesentlichen bleiben die bestehenden Nutzungen bestehen. Durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes können nur in sehr geringem Umfang 
zusätzliche Flächen innerhalb des Sondergebietes bebaut oder durch Stell-
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plätze und Zufahrten beansprucht werden. Der Ausgleichsbedarf ist daher 
sehr gering. Auf eine rechnerische Ermittlung im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurde verzichtet. Als Ausgleich wurde pauschal festgelegt, 
dass am Löschteich 6 heimische Bäume gepflanzt werden sollen. 
 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Anderweitige Planungsmöglichkeiten wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes nicht betrachtet. 
 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen 
Mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe j BauGB 
sind die Auswirkungen gemeint, die aufgrund der Anfälligkeit des Vorhabens für 
schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. Es bestehen keine Anhalts-
punkte für eine solche besondere Anfälligkeit des Vorhabens. 
 

3.2.2 Zusätzliche Angaben 
 
Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Un-
terlagen 
Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden 
drei Stufen unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. Bei der Bewer-
tung der Erheblichkeit ist, insbesondere bei den Schutzgütern Boden, Wasser, Pflan-
zen und Tiere, die Ausgleichbarkeit von Auswirkungen ein wichtiger Faktor. Die Er-
heblichkeit nicht ausgleichbarer Auswirkungen wird grundsätzlich hoch eingestuft. 
 
Die Beurteilung der Auswirkungen auf Fläche, Boden, Wasser, das Kleinklima, das 
Landschaftsbild, die Erholung und Pflanzen erfolgte im Wesentlichen auf Grundlage 
einer Ortseinsicht, des Luftbildes sowie der Erfahrung bei vergleichbaren Vorhaben. 
Bezüglich des Schutzgutes Tiere wurde außerdem die artenschutzrechtliche Potenzi-
alabschatzung herangezogen. Zur Bewertung des Schutzgutes Mensch (Lärm) dien-
ten neben den Ausführungen in der Begründung zum Bebauungsplan außerdem die 
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“. 
 
Die Datenlage ist ausreichend. Bei der Bearbeitung der Schutzgüter sind somit keine 
nennenswerten Schwierigkeiten festzustellen. 
 
Maßnahmen zur Überwachung 
Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden „die erheblichen Umweltauswirkun-
gen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu .ermitteln und in der Lage 
zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen; Gegenstand der Überwa-
chung ist auch die Durchführung von Darstellungen oder Festsetzungen nach § 1a 
Absatz 3 Satz 2 und von Maßnahmen nach § 1a Absatz 3 Satz 4." 
 
So sind z.B. die Maßnahmen zur Begrenzung der Versiegelung bzw. Bebauung 
(GRZ), die Vorgaben für nicht überbaute Grundstücksflächen, die geplanten Aus-
gleichsmaßnahmen sowie die Einhaltung der Vorgaben des Artenschutzrechts durch 
die Gemeinde Eschau als Bauaufsicht zu überwachen und durchzusetzen. 
 
Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Der Eigentümer des Schafhofes in Eschau beabsichtigt die Errichtung eines Wohn-
hauses zur Eigennutzung sowie eines Hofladens. Die Gemeinde Eschau plant daher 
die Aufstellung des Bebauungsplanes „Schafhof". Das Planungsgebiet umfasst eine 
Fläche von ca. 1,26 ha und befindet sich auf Gemarkung Sommerau nördlich der 
Ortsbebauung an der MIL 26. 
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Im Wesentlichen werden die bestehenden Flächennutzungen beibehalten. Allerdings 
wird ein Teil der vorhandenen Gebäude bzw. Unterstellhallen abgerissen und neu er-
richtet bzw. umgebaut. Dadurch kann es zur Beseitigung potenzieller Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten von Fledermäusen und Vogelarten kommen. Beeinträchtigungen 
können jedoch durch entsprechende Vermeidungsmaßnahmen verhindert werden. 
Die sonstigen Schutzguter sind nur gering bis gar nicht betroffen. Insgesamt sind die 
umweltrelevanten Auswirkungen also sehr gering. 
 
Der vollständige Umweltbericht liegt diesem Bebauungsplan als Anlage bei. 

3.3 Immissionsschutz 
 

3.3.1 Ermittlung der Emissionspegel 
Nach der Verkehrsmengenkarte des Staatlichen Bauamtes beträgt die Verkehrsbe-
lastung auf der MIL 26 im Jahr 2015 738 Kfz/24h. 
 
Durch die neue Umgehungsstraße Eschau/Sommerau kann davon ausgegangen 
werden, dass der Verkehr auf der MIL 26 zukünftig nur noch sehr gering zunehmen 
wird. Für das Prognosejahr 2030 wird eine Verkehrszunahme von ca. 10% berück-
sichtigt. Dies ergibt eine Verkehrsmenge von 812 Kfz/24h. Der maßgebende Lkw-
Anteil von tags 4,4% und nachts 5,5% wird unverändert übernommen. 
 
LKW- Anteil tagsüber 4,4% 
 nachts 5,5 % 
Maßgebende tagsüber 0.06 DTV Kfz / h ca. 55,5 dB (A) 
Verkehrsstärke nachts 0.008 DTV Kfz / h ca. 47,0 dB (A) 
Steigung ≤ 5,0 % - 
Fahrbahnbelag Asphaltbeton  - 
Mehrfachreflexion keine  - 
Geschwindigkeit  70 km/h tagsüber - 2,5 dB(A) 
  nachts  - 2,5 dB(A) 
 
Auf der MIL 26 ergibt sich ein Emissionspegel von tags ca. 53,0 dB (A) und 
nachts ca. 44,5 dB (A). 
 
Die Werte gelten für Kfz-Emissionen in 25 m Entfernung zur Straßenachse in 4 m 
Höhe entsprechend der angegebenen Geschwindigkeit. Bei Baugebieten, die dichter 
entfernt liegen, erhöht sich der Pegel, bei größeren Entfernungen reduziert er sich. 
 

3.3.2 Ermittlung der Immissionspegel 
Das Wirtshaus steht unmittelbar an der Straßenbegrenzungslinie. Hier beträgt der 
Abstand zur Straßenmitte ca. 3,5 m. Hierdurch erhöht sich der Pegel um ca. 10,0 
dB(A). Der Immissionspegel beträgt tagsüber ca. 63,0 dB (A) und nachts ca. 54,5 dB 
(A).  
 
In einer Entfernung von 10,0 m zur Straßenmitte erhöht sich der Pegel nur noch um 
ca. 5 dB(A). In diesem Fall beträgt der Immissionspegel tagsüber ca. 58,0 dB (A) und 
nachts ca. 49,5 dB (A). 
 

3.3.3 Beurteilung 
Immissionsschutzrechtlich kann das Sondergebiet als Mischgebiet eingestuft werden. 
Die schalltechnischen Orientierungswerte gegenüber Verkehrslärm liegen für Misch-
gebiete tagsüber bei 60 dB(A) und nachts bei 50 dB(A). 
 
Die schalltechnischen Orientierungswerte werden unmittelbar am Straßenrand tags-
über um ca. 3,0 dB(A) und nachts um 4,5 dB(A) überschritten. Ab einer Entfernung 
von 10,0 m zur Straßenmitte werden sie eingehalten. 
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Da durch die Berücksichtigung der Anbauverbotszone neue Gebäude erst ab einer 
Entfernung von 15,0 m ab Straßenbegrenzungslinie zulässig sind, ist immissions-
schutzrechtlich von der Überschreitung der Grenzwerte somit nur das bestehende 
Wirtshaus betroffen. 
 
Sofern an diesem Gebäude keine Nutzungsänderungen vorgesehen werden, genießt 
das Gebäude Bestandsschutz. Danach sind immissionsschutzrechtlichen Anforde-
rungen unbeachtlich. 
 
Sofern jedoch eine Nutzungsänderung vorgenommen wird, gilt folgendes: 
 
Das alte Wirtshaus liegt nach DIN 4109 im Lärmpegelbereich III. 
 
Die Lärmpegelbereiche bilden bei der Errichtung und der Änderung von Gebäuden im 
Plangebiet mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen die Grundlage für den objektbe-
zogenen Schallschutznachweis nach DIN 4109 gegen Außenlärm, d. h. für die Be-
messung der erforderlichen Schalldämmung von z. B. Fenstern. 
 
Gemäß Tab. 10 der DIN 4109 gilt für Gebäude mit Raumhöhe von etwa 2,5 m und 
Raumtiefe von etwa 4,5 m oder mehr sowie bei Fensterflächenanteilen bis ca. 60 % 
überschlägig und vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises: 
 
 bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen entspricht die Fenster-Schallschutzklasse 

nach VDI 2719 dem Wert des Lärmpegelbereiches minus 1 (z. B. Lärmpegelbe-
reich III -> Fenster-Schallschutzklasse 2). 

 
Vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises gegen Außenlärm erfül-
len i. d. R. bis zum Lärmpegelbereich III Außenbauteile von Wohnungen, die den An-
forderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) genügen, auch die Anforderun-
gen an die Schalldämmung. Fenster besitzen hierbei gemäß VDI 2719 mindestens 
die Schallschutzklasse 2. 
 
Um gesunde Wohnverhältnisse zu schaffen (dazu gehört auch schlafen bei offenem 
Fenster), sind Schlaf- und Aufenthaltsräume zu schützen, wenn der Schallpegel 
nachts 50 db(A) überschreitet. Um dies sicherstellen zu können, bestehen zwei Mög-
lichkeiten. 
 
Möglichkeit 1: 
Die Schlaf- und Aufenthaltsräume verfügen über ein zweites zu öffnendes Fester zur 
seitlichen Fassadenseite. Zu den seitlichen Fassaden können Abschläge von ca. 5 
dB(A) angesetzt werden. In diesem Fall sind keine weiteren Lärmvorkehrungen erfor-
derlich. 
 
Möglichkeit 2: 
Die Schlaf- und Aufenthaltsräume verfügen über kein zweites zu öffnendes Fester zur 
seitlichen Fassadenseite. 
 
Aus Gründen der Hygiene und zur Begrenzung der Raumluftfeuchte müssen Wohn- 
und Schlafräume ausreichend mit Frischluft versorgt werden. Dies geschieht in der 
Regel durch zeitweises Öffnen oder Kippen der Fenster. Ab einem Außenlärmpegel 
von nachts ≥ 50 dB(A) ist jedoch gemäß VDI 2719 in Schlafräumen und Kinderzim-
mern bei geschlossenen Fenstern eine ausreichende Frischluftzufuhr mit zusätzli-
chen, schalldämmenden Lüftungseinrichtungen sicherzustellen. 
 

3.3.4 Festsetzungsvorschlag für den Bebauungsplan 
Zum Schutz vor Straßenverkehrslärmeinwirkungen sind bei der Errichtung und der 
Änderung von Gebäuden in Schlaf- und Kinderzimmern, die zur Belüftung erforderli-
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che Fenster ausschließlich zur lärmzugewandten Fassadenseiten besitzen, schall-
dämmende Lüftungseinrichtungen vorzusehen. Auf dezentrale schallgedämmte Lüf-
tungsgeräte kann verzichtet werden, wenn die Gebäude mit einer zentralen Lüftungs-
anlage ausgestattet sind und hierdurch ein ausreichender und schallgedämmter Luft-
austausch gewährleistet ist oder diese Räume ein weiteres Fenster, das geöffnet 
werden kann, zur seitlichen oder rückwärtigen Fassadenseite aufweisen. 

4. Verkehr 

4.1 Verkehrliche Erschließung 
Der Schafhof ist verkehrlich über die Eichelsbacher Straße (MIL 26) erschlossen. 
Nähere Ausführungen erfolgen im Bebauungsplan. 

5. Ver- und Entsorgung 

5.1 Trink- und Löschwasser 
Die erforderliche Wasserversorgung kann über das vorhandene Leitungsnetz bereit-
gestellt werden. Nähere Ausführungen erfolgen im Bebauungsplan. 

5.2 Schmutz- und Niederschlagswasser 
Das anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser wird im Trennsystem entsorgt. 
 

5.2.1 Schmutzwasser 
Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt durch Einleitung in den Hauptsammler in der 
Eichelsbacher Straße (MIL 26).Nähere Ausführungen erfolgen im Bebauungsplan. 
 

5.2.2 Niederschlagswasser 
Aktuell wird alles anfallende Niederschlagswasser im Plangebiet versickert bzw. in 
den Löschwasserspeicher eingeleitet. Auch das auf den neuen Dachflächen anfal-
lende Niederschlagswasser soll in den Löschwasserteich eingeleitet werden. Nähere 
Ausführungen erfolgen im Bebauungsplan. 

6. Zeichnerische Darstellungen 
In der aktuellen Fassung des Flächennutzungsplans ist das Plangebiet als Fläche für 
die Landwirtschaft dargestellt. Nach dem Bebauungsplan Sondergebiet „Schafhof“ 
sollen die landwirtschaftlichen Flächen als Sondergebiet ausgewiesen werden, um 
die nicht privilegierten Nutzungen im Außenbereich ermöglichen und die Existenz des 
Hofes dauerhaft sichern zu können. Die neuen Flächendarstellungen ersetzen die 
bisherige Kennzeichnung als landwirtschaftliche Fläche. 

7. Anlagen 

7.1 Artenschutzrechtliche Potentialabschätzung 
Trölenberg + Vogt Landschaftsarchitekten Partnergesellschaft mbH, Grünewaldstra-
ße 3, 63739 Aschaffenburg mit Datum vom 16.04.2020 

7.2 Umweltbericht 
Trölenberg + Vogt Landschaftsarchitekten Partnergesellschaft mbH, Grünewaldstra-
ße 3, 63739 Aschaffenburg mit Datum vom 16.04.2020 
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